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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Stgaten. 


— Nr. 30. — 


(Nr. 4261.) Geſetz, das Verfahren bei Theilungen und bei gerichtlichen Verkäufen von Im⸗ 
a mobilien im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln betreffend. Vom 
18. April 1855. ; a ’ 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde der Rheinprovinz und un⸗ 


ter Zuſtimmung der Kammern, fuͤr den Bezirk des Appellationsgerichtshofes 
zu Cöln, was folgt: 


Erſter Titel. 
Beſtimmungen, betreffend das gerichtliche Theilungsverfahren. 


Artikel 1. 


In dem Urtheil, durch welches der Theilungsklage Statt gegeben wird, 
ſind die Quoten, nach welchen getheilt werden ſoll, zu beſtimmen. In demſel⸗ 
ben Urtheil hat das Gericht geeigneten Falles in Gemaͤßheit des Artikels 823. 
des Cioilgeſetzbuchs einen Richter zum Kommiſſar zu ernennen, und einen No⸗ 
tar mit den Geſchaͤften des Theilungsverfahrens zu beauftragen. 


Wenn im Lauf des Verfahrens der Kommiſſar oder der Notar erſetzt 
werden muß, ſo wird auf Bittſchrift durch Verfuͤgung des Vorſitzenden, welche 
dem Einſpruch und der Berufung nicht unterworfen iſt, ein anderer Richter 
oder Notar ernannt. Le 


Artikel 2. 


In demſelben Urtheil iſt ferner zu verordnen, daß die Immobilien in Na⸗ 
tur getheilt oder im Falle der Untheilbarkeit Be werden follen, 
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Zugleich wird die Erſtattung eines Gutachtens uͤber die Theilbarkeit, die 
Schaͤtzung und die Bildung der Theile in Gemaͤßheit des Artikels 824. des 
Civilgeſetzbuchs verfuͤgt. 

Das Gericht iſt jedoch auch ermaͤchtigt, wenn genuͤgende Grundlagen 
dazu vorliegen, ohne vorheriges Gutachten die Untheilbarkeit feſtzuſtellen und 
den Verkauf zu verordnen. Es hat alsdann zugleich nach dem Kataſter, nach 
Eigenthumsurkunden, Pachtvertraͤgen oder ſonſtigen glaubhaften Dokumenten 
die Schaͤtzung zu bewirken, oder wenn die zur Schaͤtzung erforderlichen Grund— 
1 1 0 nicht vorhanden ſind, hieruͤber die Erſtattung eines Gutachtens zu ver— 
ordnen. N 

In allen Faͤllen, in welchen das Gericht die Erſtattung eines Gutach— 
tens verfuͤgt, hat es damit einen oder drei Sachverſtaͤndige zu beauftragen. 


Artikel 3. 


Bei der Ernennung der Sachverſtaͤndigen, deren Vereidung und dem 
von denſelben abzugebenden Gutachten wird nach den in dem Titel der Civil⸗ 
prozeßordnung: „Von dem Gutachten der Sachverſtaͤndigen“ vorgeſchriebe— 
nen Formen verfahren. f 8 5 

Das Gutachten muß die Gründe, auf welchen es beruht, und die Grund⸗ 
lagen der Schaͤtzung ſummariſch angeben. Eine ins Einzelne gehende Beſchrei— 
bung der Theilungsgegenſtaͤnde iſt nur aufzunehmen, inſoweit dieſelbe zum Zweck 
der Begruͤndung nothwendig iſt. 

Die betreibende Partei hat die Beſtaͤtigung des Gutachtens mittelſt eines 
den Antrag enthaltenden einfachen Akts von Anwalt zu Anwalt nachzuſuchen. 


Artikel 4. 


Findet der Verkauf Statt, fo wird derſelbe durch öffentliche Verſteigerung 
vor dem, gemäß Art. 1. bezeichneten, mit den Geſchaͤften des Theilungsverfah⸗ 
rens beauftragten Notar bewirkt. f 


Im Falle es jedoch als angemeſſen erſcheint, kann das Gericht durch 
das Urtheil, in welchem der Verkauf ohne Gutachten von Sachverſtaͤndigen 
verordnet wird, oder durch das Urtheil, in welchem das Gutachten der Sach: 
verſtaͤndigen beſtaͤtigt wird, einen anderen Notar mit dem Verkauf ſaͤmmtlicher 
oder einzelner Grundſtuͤcke beauftragen, und wenn die Grundſtuͤcke ſaͤmmtlich 
oder zum Theil in anderen Landgerichtsbezirken gelegen ſind, einen Notar in 
jedem dieſer Bezirke zum Zwecke des Verkaufs ernennen oder den Landgerichts⸗ 
Praͤſidenten eines jeden Bezirks um die Ernennung erſuchen. 

Das Heft der Verkaufbedingungen wird bei dem mit dem Verkauf 
beauftragten Notar hinterlegt und Abſchrift deſſelben den Anwalten der Mit⸗ 
verfteigerer binnen acht Tagen nach der Hinterlegung durch einfachen Anwalts⸗ 
akt zugeſtellt. Jedem Anwalt wird nur Eine Abſchrift zugeſtellt, wenn er auch 
mehrere Parteien vertritt. 


Das 


Das Heft der Verkaufbedingungen muß den Vorſchriften des Artikels 36. 
im III. Titel entſprechen und außerdem die Namen, die Wohnorte und die 
Gewerbe der betreibenden Partei und der Mitverſteigerer, ſowie die Namen 
ihrer Anwalte, enthalten. 


1 


Artikel 5. 


Erheben ſich Streitigkeiten uͤber die Verkaufbedingungen, ſo werden die⸗ 
ſelben ohne Bittſchrift auf einen den Antrag enthaltenden einfachen Akt von 
Anwalt zu Anwalt in der Audienz erledigt. Wenn jedoch die Zuſtellung des 
Antrags nicht fruͤher als vierzehn Tage vor dem Verkauftermin erfolgt, ſo ift 
der Einſpruch gegen die Verkaufbedingungen ohne Wirkung. Der Einſpruch 
kann aber wieder aufgenommen werden, im Falle die Verſteigerung im Ter⸗ 
mine nicht ſtattfindet, oder bei derſelben der Zuſchlag nicht ertheilt wird. 

Der vorſtehenden Beſtimmung ungeachtet iſt der Einſpruch in allen Faͤl⸗ 
len als rechtzeitig erfolgt zu betrachten, in welchen er innerhalb der nachſten 
acht Tage nach Zuſtellung des Hefts der Verkaufbedingungen durch Akt von 
Anwalt zu Anwalt erhoben iſt. ; 

Gegen das Urtheil, welches auf Streitigkeiten über die Verkaufbedingun⸗ 
gen ergeht, iſt Einſpruch nicht zulaͤſſig. Die Berufung muß innerhalb vierzehn 
Tagen nach der Zuſtellung an den Anwalt, oder wenn ein Anwalt nicht be⸗ 
ſtellt iſt, nach der Zuſtellung an die Partei eingelegt werden. Dieſe Friſt wird 
nicht wegen Entfernung verlaͤngert. Jedem Anwalt wird nur Eine Abſchrift 
des Urtheils, ſowohl in erſter als in zweiter Inſtanz zugeſtellt, wenn er auch 
mehrere Parteien vertritt. Die Zuſtellung der Berufung kann im Wohnſitz 
des Anwalts geſchehen. Der Artikel 449. der Civilprozeßordnung findet keine 
Anwendung. ö 3 


Artikel 6. 


In Betreff des Verkaufs und der Folgen deſſelben kommen die Arti⸗ 
kel 36. bis 67. einſchließlich, mit Ausnahme der Artikel 50. und 51. im III. 
Titel zur Anwendung. 

Wenn bei der Verſteigerung nicht mindeſtens der Schaͤtzungspreis gebo⸗ 
ten wird, ſo findet der Zuſchlag nicht Statt. Es kann auf einfachen, den An⸗ 
trag enthaltenden Anwaltsakt verordnet werden, daß eine neue Verſteigerung 


fofort oder nach Ablauf einer beſtimmten Friſt erfolge und daß der Zuſchlag 


zu einem beſtimmten geringeren Schäßungspreife, oder daß derſelbe zu jedem 
Preiſe ertheilt werde. Einer ſolchen Verfuͤgung bedarf es nicht, und es wird 
ohne dieſelbe eine neue Verſteigerung angekuͤndigt und abgehalten, wenn eine 
großjaͤhrige und in der freien Verfügung über ihr Vermoͤgen nicht beſchraͤnkte 
Partei das Verlangen einer neuen Verſteigerung bei dem Notar zu Protokoll 
erklärt; — in dieſem Falle wird der Zuſchlag bei der neuen Verſteigerung zu 
jedem Preiſe ertheilt. f 
Bei der neuen Verſteigerung wird wie bei der erſten verfahren. Wenn 
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dieſelbe jedoch innerhalb ſechs Monaten nach der erften ſtattfindet, fo bedarf 
es nur einer einmaligen Anheftung und Einruͤckung in das oͤffentliche Blatt, 
welche der Verſteigerung hoͤchſtens ſechs Wochen und mindeſtens vierzehn Tage 
vorhergehen muß. \ 


Artikel 7. 


Die Aufſtellung der Maſſe, ſowie der Berechnungen und Anſpruͤche der 
Betheiligten und die Bildung der Looſe und Herausgaben (Art. 976. der 
Civilprozeßordnung) geſchieht vor dem, gemaͤß Artikel 1. bezeichneten No⸗ 
tar. Der Betreibende laͤßt die Mitbetheiligten durch Akt von Anwalt zu An⸗ 
walt auffordern, zu dieſem Zwecke vor dem Notar zu erſcheinen; eine Verwei⸗ 
ſung der Parteien vor denſelben durch den Kommiſſar findet nicht Statt. 


Artikel 8. 


Erheben ſich vor dem Notar Streitigkeiten (Art. 977. der Civilprozeß⸗ 
ordnung), ſo muͤſſen in das zu errichtende Protokoll, ſo weit es thunlich iſt, 
alle Streitpunkte aufgenommen werden. Die Partei, welche nachtraͤglich Strei⸗ 
tigkeiten erhebt, kann deshalb in einen Theil der Koſten verurtheilt werden. 
Nachdem das Protokoll auf dem Sekretariat hinterlegt iſt, bringt der Betrei⸗ 
bende die Sache durch einfachen Akt von Anwalt zu Anwalt zur Audienz; eine 
Verweiſung der Parteien zu derſelben durch den Kommiſſar findet nicht Statt. 


Artikel 9. 


Die Ziehung der Looſe (Art. 975. und 982. der Cioilprozeßordnung) 
geſchieht in allen Faͤllen vor dem Notar. i 


Artikel 10. 


Fuͤr Vorladungen der Parteien, welche im Laufe eines eingeleiteten Thei⸗ 
lungsprozeſſes in erſter oder zweiter Inſtanz erfolgen und bei welchen die ge⸗ 
ſetzliche Erſcheinungsfriſt beobachtet werden muß, wird dieſe Friſt auf die Dauer 
eines Monats herabgeſetzt, wenn fie nach den Beſtimmungen der Civilprozeß⸗ 
ordnung von längerer Dauer fein würde. Dies findet keine Anwendung auf 
diejenige Vorladung, durch welche eine Partei zum erſten Male oder gemaͤß 
einem auf die erſte Ladung erfolgten Kontumazial-Verbindungsurtheil wieder⸗ 
holt zu dem Theilungsprozeſſe geladen wird. 5 

Fuͤr alle Vorladungen zu einem Theilungsprozeß kann die Erſcheinungs⸗ 
friſt durch Verfuͤgung des Präſidenten in geeigneter Weiſe abgekuͤrzt werden, 
wenn es nach den Umſtaͤnden des Falles angemeſſen erſcheint. 


Artikel 11. 
Die vorſtehenden Artikel 1. bis 7. treten an die Stelle der Artikel 95 
18 
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bis 974. der Civilprozeßordnung; durch die Artikel 7. bis 10. werden die 
Artikel 975. bis 977. einſchließlich und 982., ſowie die Artikel 73. 456. und 
1033. der Civilprozeßordnung inſoweit abgeaͤndert, als ſie entgegenſtehende 
Beſtimmungen enthalten. 

Im Uebrigen bleiben die Vorſchriften des Titels der Civilprozeßord⸗ 
nung: „Von Theilungen“ in Kraft. 


Zweiter Titel. 


Beſtimmungen, betreffend das außergerichtliche Theilungs⸗ 
a verfahren. 


Artikel 12. 


Eine außergerichtliche Theilung kann auf jede Weiſe geſchehen, wenn 
alle Miteigenthümer oder Miterben großjaͤhrig, zu veräußern fähig und anwe⸗ 
ſend oder gehörig vertreten find, i 


Artikel 13. 


6 Im Falle Minderjaͤhrige als Miteigenthuͤmer oder Miterben betheiligt 
ſind, kann eine außergerichtliche Theilung rechtsguͤltig und mit derſelben Wir⸗ 
kung, als wenn alle Betheiligten großjaͤhrig und zu veraͤußern faͤhig waͤren, 
erfolgen, ſofern: 

1) eine notarielle Urkunde uͤber die Theilung errichte, p 

2 dieſelbe von dem betreffenden Familienrath genehmigt, 

3) der Beſchluß des Familienraths von dem Landgericht beſtaͤtigt wird. 

Bei der Theilung muͤſſen allemal Looſe gebildet werden, wenn andere 
Gegenſtaͤnde als Geld oder vertretbare Sachen von gleicher Beſchaffenheit in 
Natur zu theilen ſind, und die Ziehung der Looſe muß vor einem Notar aus⸗ 
gefuͤhrt und durch denſelben beurkundet werden. 

Jede außergerichtliche Theilung, bei welcher die in dieſem Artikel vorge⸗ 
ſchriebenen Formen nicht beobachtet ſind, iſt fuͤr alle Betheiligten von Rechts⸗ 
wegen nur als eine proviſoriſche zu betrachten. 5 ' 

In der Urkunde über die Theilung kann jedoch auch vereinbart werden, 
daß die Theilung ohne alle Wirkung ſein ſolle, wenn die Beſtaͤtigung des Land⸗ 
gerichts nicht erfolge. 


Artikel 14. 


Die Urkunde uͤber die Theilung (Art. 13. Nr. 1.) muß die zu thei⸗ 
lende Maſſe mit Ruͤckſicht auf das Inventar oder auf ein Verzeichniß der 
(Ar. 4261.) | ein: 
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einzelnen Vermoͤgensſtuͤcke aufſtellen, die Vorwegnahme, das Ruͤckbringen und 
die Forderungen und Schulden an die Gemeinſchaft in Betreff jedes Bethei⸗ 
hallen angeben und die vollſtaͤndige Auseinanderſetzung der Betheiligten ent⸗ 
alten. 

Nur in ſolchen Fallen, in welchen dies aus beſonderen Gründen noth⸗ 
wendig oder nuͤtzlich iſt, Dürfen einzelne Gegenſtaͤnde von der Theilung ausge⸗ 
nommen und in Gemeinſchaft belaſſen werden. N 

Wenn die Maſſe zunaͤchſt in Haupttheile oder nach Staͤmmen getheilt 
werden muß und dieſe im Einzelnen auf mehrere Perſonen in Gemeinſchaft 
fallen, ſo iſt es zulaͤſſig, die Theilung in jene Haupttheile oder nach jenen 
Staͤmmen zu bewirken und in Betreff der Letzteren die weitere Theilung und 
Auseinanderſetzung zwiſchen den dabei Betheiligten vorzubehalten. 


Artikel 15. 


Die Theilung in Natur muß erfolgen, wenn dieſelbe fuͤglich geſchehen 
kann. Doch iſt die Zertheilung der einzelnen Grundſtuͤcke zu vermeiden, wenn 
die Geſammtheit der Grundſtuͤcke ſich fuͤglich theilen laͤßt. 

Im Falle das fuͤr einen Minderfaͤhrigen gezogene Loos Grundſtuͤcke ent⸗ 
haͤlt, deren Beſitz fuͤr denſelben aus beſonderen Gruͤnden unvortheilhaft iſt, darf 
bei der Theilung ein Tauſch gegen Grundſtuͤcke von gleichem Schaͤtzungswerth 
aus den Looſen von Mitbetheiligten vorgenommen werden; daß dies geſchehen, 
muß in der Theilungsurkunde angegeben werden. Der Tauſch hat die Wir⸗ 
kung, als wenn die Grundſtuͤcke urſpruͤnglich in den Looſen, in welche fie eine 
getauſcht ſind, enthalten geweſen waͤren. 5 

Vergleiche bei der Theilung ſind ſtatthaft. Eines Gutachtens dreier 
Rechtsgelehrten (Art. 467. des Civilgeſetzbuchs) bedarf es dabei nicht. 


Artikel 16. 


Die Genehmigung des Familienraths und die Beſtaͤtigung des Landge⸗ 
richts (Art. 13. Nr. 2. und 3.) duͤrfen nur erfolgen, wenn es fuͤr die Min⸗ 
derjaͤhrigen nothwendig oder offenbar nuͤtzlich iſt, daß die Theilung ſtattfinde, 
und wenn bei der Theilung die den Minderjaͤhrigen als Betheiligten zuſtehen⸗ 
den Rechte gewahrt ſind und den Vorſchriften der beiden vorhergehenden Ar⸗ 
tikel nicht zuwider gehandelt iſt. i 5 

Die offenbare Nuͤtzlichkeit kann insbeſondere dann angenommen werden, 
wenn aus den Verhaͤltniſſen dargethan wird, daß eine Klage auf gerichtliche 
Theilung von Seiten eines Betheiligten oder von Seiten eines Glaͤubigers deſ⸗ 
ſelben bevorſteht und die dadurch erwachſenden Koſten zu dem Gegenſtande der 
Theilung nicht in angemeſſenem Verhaͤltniß ſtehen wuͤrden. 


Artikel 17. 


Die Beſtaͤtigung (Art. 13. Nr. 3.) iſt bei der Rathskammer Neale 
and⸗ 


N 


Landgerichts, welches in den Angelegenheiten der betreffenden Vormundſchaft 
ziuſtaͤndig iſt, durch eine für den Vormund oder für den emanzipirten Minder⸗ 
jaͤhrigen und feinen Kurator eingereichte Bittſchrift nachzuſuchen, welche die er⸗ 
forderlichen thatſaͤchlichen Darlegungen enthalten und mit den noͤthigen Beweis⸗ 
mitteln begleitet ſein muß. Der Beſchluß wird nach ſchriftlichem Antrag der 
Staatsanwaltſchaft und auf den Vortrag eines von dem Vorſitzenden ernann⸗ 
ten Berichterſtatters gefaßt. 5 


Artikel 18. Fe 


Bei dem Beſchluſſe über die Beſtaͤtigung kann das Landgericht über die 
in dem Theilungsakt angenommene Theilbarkeit, Schaͤtzung und Looſebildung 
ohne vorheriges Gutachten von Sachverſtaͤndigen befinden, wenn genuͤgende 
Grundlagen dazu vorliegen. Im entgegengeſetzten Falle wird die Erſtattung 
eines Gutachtens durch einen oder drei Sachverſtaͤndige verfuͤgt. e 

Die Vereidung der Letzteren geſchieht vor dem Friedensrichter des Be⸗ 
zirks, in welchem die Gegenſtaͤnde liegen, oder wenn ſie in verſchiedenen Be⸗ 
zirken gelegen ſind, vor einem durch den Beſchluß dazu beauftragten oder er⸗ 
ſuchten Richter. Das Gutachten wird bei dem Gerichte, bei welchem die Ver⸗ 
eidung geſchehen iſt, hinterlegt. 


Artikel 19. 


Die Theilung erlangt volle rechtliche Wirkſamkeit, ſobald die Beſtaͤtigung 
des Landgerichts für den Minderjährigen, oder wenn mehrere Minderjährige 
betheiligt find, für ſaͤmmtliche Minderjährige durch den Vormund oder durch 
den emanzipirten Minderjaͤhrigen und deſſen Kurator bei dem Notar, bei deſſen 
Urkunden der Theilungsakt beruht, hinterlegt iſt. Die Wirkſamkeit wird auf 
den Zeitpunkt zuruͤckbezogen, in welchem die Theilungsurkunde errichtet iſt. 

Iſt die Hinterlegung der Beſtaͤtigung fuͤr alle Minderjaͤhrigen nicht in⸗ 
nerhalb einer Friſt von ſechs Monaten ſeit dem Tage der Errichtung der Thei⸗ 
lungsurkunde erfolgt, ſo erlangt die Theilung die Kraft einer definitiven Thei⸗ 
lung nicht, und iſt von Rechtswegen fuͤr alle Betheiligten nur als eine provi⸗ 
ſoriſche zu betrachten; die Theilung iſt gänzlich unwirkſam, wenn die im Schluß- 
ſatze des Artikels 13. bezeichnete Vereinbarung getroffen worden iſt. 5 


Artikel 20. 


N Vor Hinterlegung der Beſtaͤtigung darf der Notar weder die Theilungs⸗ 
urkunde, noch einen Auszug aus derſelben in exekutoriſcher Ausfertigung oder 
in beglaubigter Abſchrift aushaͤndigen, ohne beim Schluß den Vermerk hinzu⸗ 
zufügen, daß die geſetzlich erforderliche Beftätigung noch nicht hinterlegt ſei, be⸗ 
ziehungsweiſe daß die Hinterlegung der geſetzlich erforderlichen Beſtaͤtigung in 
guͤltiger Weiſe nicht erfolgt ſei. 

Der Notar ift verpflichtet, jedem Betheiligten auf deſſen Verlangen zu 
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jeder Zeit eine Beſcheinigung daruͤber zu ertheilen, ob und wann die Hinterle⸗ 
gung der Beſtatigung ſtattgefunden hat. n 

Derſelbe hat bei Vermeidung des Schadenerſatzes und der disziplinari⸗ 
ſchen Beſtrafung die Vorſchriften dieſes Artikels zu beobachten. 


Artikel 21. 


Die zur Wahrung des Privilegiums, welches den Betheiligten nach Ar⸗ 
tikel 2103. Nr. 3. des Civilgeſetzbuchs zuſteht, in Artikel 2109. dieſes Geſetz⸗ 
buchs beſtimmte Friſt von 60 Tagen nach Vollziehung der Theilung, beginnt 
erſt mit dem Ablauf der Friſt von ſechs Monaten nach Errichtung der Thei⸗ 
lungsurkunde. 

Wenn jedoch innerhalb dieſer ſechs Monate der Betheiligte, welchem 
Grundſtuͤcke in der Theilung zugefallen ſind, denjenigen, welcher das Privilegium 
auf dieſelben geltend zu machen hat, durch Akt eines Gerichtsvollziehers von 
der endguͤltigen Hinterlegung der Beſtaͤtigung in Kenntniß ſetzt, ſo beginnt fuͤr 
den Letzteren die Friſt zur Wahrung ſeines Privilegiums mit Ablauf des Tags 
dieſer Zuſtellung. 


Artikel 22. 


Wenn in dem durch Artikel 13. bezeichneten Falle vor der Theilung der 
Verkauf von gemeinſchaftlichen Immobilien erforderlich iſt, ſo kann derſelbe 
rechtsguͤltig und mit derſelben Wirkung, als wenn alle Betheiligten großfaͤhrig 
und zu veraͤußern faͤhig waͤren, erfolgen, inſofern: 22 288 

1) eine Vereinbarung der Betheiligten darüber, daß der Verkauf ſtattfinden 
ſolle, uͤber die Schaͤtzung und uͤber die Verkaufbedingungen notariell 

beurkundet, ö 5 

2) dieſelbe von dem betreffenden Familienrath genehmigt, 
3) der Beſchluß des Familienraths von dem Landgericht beſtaͤtigt, und 
4) der Verkauf in oͤffentlicher Verſteigerung vor Notar ausgeführt wird. 


Artikel 23. 


Die Vereinbarung uͤber den Verkauf und die Genehmigung und Beſtaͤ⸗ 
tigung derſelben findet nur Statt: re’ 


1) wenn eine für den Minderjährigen vorhandene Nothwendigkeit oder offen⸗ 

bare Nuͤtzlichkeit der beabſichtigten Theilung, fo. wie die in der Verein⸗ 

barung angenommene Untheilbarkeit dargethan iſt, und die dem Minder⸗ 

jährigen. als Betheiligten zuſtehenden Rechte durch den Verkauf nicht 
beeinträchtigt werden, oder i 

2) wenn und inſoweit das Andringen eines Glaͤubigers, deſſen Forderung 

ſaͤmmtliche Betheiligten gemeinſchaftlich betrifft, oder auf den gemein⸗ 

ſchaftlichen Grundſtücken hypothekariſch haftet, den Verkauf zum A k 

N er 
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der Tilgung der gemeinſchaftlichen Schuld für den Minderjährigen noth⸗ 
wendig oder offenbar nuͤtzlich macht. 


ö In der Urkunde uͤber die Vereinbarung wegen des Verkaufs muͤſſen 
ſaͤmmtliche Grundſtuͤcke der Gemeinſchaft angegeben werden. 

In Betreff der Beſtaͤtigung kommen die Vorſchriften der Artikel 17, und 
18. zur Anwendung. 3 


Artikel 24. 


Die Vereinbarung uͤber den Verkauf erlangt volle rechtliche Wirkſamkeit 
und gilt als Auftrag fuͤr den Notar, auf Betreiben jedes Betheiligten den 
Verkauf im Namen Aller zu bewirken, wenn die Beſtaͤtigung fuͤr ſaͤmmtliche 
Minderjaͤhrige innerhalb ſechs Monaten nach Errichtung der Urkunde uͤber die 
Vereinbarung bei dem Notar, bei welchem dieſe Urkunde beruht, hinterlegt iſt. 

Iſt die Hinterlegung nicht innerhalb der bezeichneten Friſt erfolgt, ſo er⸗ 
langt die Vereinbarung keine Wirkung. 


Artikel 25. 


Der Verkauf geſchieht durch den in der Vereinbarung oder im Raths⸗ 
kammerbeſchluß bezeichneten Notar; erforderlichen Falls iſt der Notar auf Bitt⸗ 
ſchrift durch den Praͤſidenten des Landgerichts, welches fuͤr die Theilungsklage 
zuſtaͤndig ſein wuͤrde, zu bezeichnen. i 

Wenn die Grundſtuͤcke ſaͤmmtlich oder zum Theil in anderen Landge⸗ 
richtsbezirken gelegen ſind, ſo kann ein Notar in jedem dieſer Bezirke mit dem 
Verkauf ſaͤmmtlicher oder einzelner Grundſtuͤcke beauftragt oder der Landge⸗ 
richtspraͤſident eines jeden Bezirks um die Ernennung eines Notars erſucht 
werden. 

In Betreff des Verkaufs und ſeiner Folgen kommen die Artikel 36. bis 67. 
einſchließlich im III. Titel zur Anwendung. 

Der im Artikel 50. vorgeſchriebene Beſchluß der Rathskammer kann je⸗ 
doch nur auf gemeinſchaftliche Bittſchrift aller Betheiligten erfolgen. 


Artikel 26. 


Sofern in den beſtaͤtigten Verkaufbedingungen nicht uͤber den Empfang 
des Kaufpreiſes fuͤr gemeinſchaftliche Rechnung ausdruͤckliche Beſtimmung ge⸗ 
troffen iſt, darf der Kaͤufer den Kaufpreis bei perſönlicher Verantwortlichkeit 
dem Minderjaͤhrigen gegenuͤber nicht eher auszahlen, als bis derſelbe kraft der 
ſchließlichen Theilung den Betheiligten zugewieſen iſt. d 

Daſſelbe gilt fuͤr den Notar oder den Bevollmaͤchtigten, welcher zum 
Empfang fuͤr gemeinſchaftliche Rechnung beſtellt iſt, ſofern in den beſtaͤtigten 
Verkaufbedingungen nicht uͤber die Verwendung in gemeinſchaftlichem Inter⸗ 
eſſe Beſtimmung getroffen iſt. N ; 

Jahrgang 1855. (Nr, 4261.) 71 Die 
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Die Befugniß der Betheiligten, die Hinterlegung des Kaufpreiſes zu ver⸗ 
langen, ſowie die Befugniß des andern Theils, die Hinterlegung zu bewirken, 
wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


Artikel 27. 


Wenn es dem Vormund oder dem emanzipirten Minderjährigen und feinem 
Kurator und den uͤbrigen Betheiligten als dienlich erſcheint, zur Vorbereitung 
der Theilung oder der Vereinbarung uͤber den Verkauf oder der Genehmigung 
oder Beſtaͤtigung vorab ein Gutachten uͤber die Theilbarkeit, Schaͤtzung oder 
Looſebildung zu erwirken, ſo werden auf den gemeinſchaftlichen Antrag ein oder 
drei Sachverſtaͤndige ernannt. Die Ernennung und Vereidung derſelben ge— 
ſchieht von dem Friedensrichter des Bezirks, in welchem die zu begutachtenden 
Gegenſtaͤnde liegen, oder wenn ſie in verſchiedenen Bezirken gelegen ſind, von 
dem Praͤſidenten des Landgerichts, welches fuͤr die Theilungsklage zuſtaͤndig 
ſein wuͤrde, oder von einem durch ihn beauftragten oder erſuchten Richter. 
Das Gutachten wird bei dem Gerichte, bei welchem die Vereidung geſchehen 
iſt, hinterlegt. 

Die Rathskammer des Landgerichts iſt gleichwohl befugt, ungeachtet dieſes 
Gutachtens jede andere Aufklaͤrung zu fordern, und die Erſtattung eines neuen 
Gutachtens durch einen oder drei andere Sachverſtaͤndige, welche ſie ernennt, 
zu verfuͤgen. 


Artikel 28. 


Die Koſten, welche fuͤr die Genehmigung des Familienraths und die Be⸗ 
ſtaͤtigung oder für die Vorbereitung derſelben erforderlich find, fallen dem Min⸗ 
derjaͤhrigen allein zur Laſt, wenn nicht ein Anderes vereinbart iſt. 


Artikel 29. 


Was in den vorſtehenden Artikeln fuͤr den Fall der Betheiligung eines 
Minderfaͤhrigen beſtimmt iſt, gilt in gleicher Weiſe fuͤr den Fall der Betheiligung 
eines Interdizirten. a 
f Dieſelben Beſtimmungen finden auch Anwendung in Faͤllen, in welchen 
ein Abweſender, eine Fallimentsmaſſe, ein vakanter Nachlaß, eine unter Kuratel 
geſtellte Vermoͤgensmaſſe, oder ein Schuldner, welcher gerichtlich ſeine Guͤter 
abgetreten hat, als Miteigenthuͤmer oder Miterbe betheiligt iſt, imgleichen hat 
ein Benefiziarerbe bei außergerichtlicher Theilung nach den Vorſchriften der 
vorhergehenden Artikel zu verfahren; es bedarf jedoch in dieſen Faͤllen der Ge⸗ 
nehmigung eines Familienraths nicht. Bei der Mitbetheiligung einer Falli⸗ 
mentsmaſſe iſt der definitive Syndik befugt, die Theilung vorzunehmen, und 
muß die ſchriftliche Genehmigung des Kommiſſars der Beſtaͤtigung durch das 
Landgericht vorhergehen. 

In allen obigen Faͤllen greift insbeſondere auch in Betreff des Verkaufs 
und der Folgen deſſelben der Artikel 25. Platz. 8 0 55 
Ar⸗ 
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Artikel 30. 


Die Artikel 466. 467. 838. bis 840. des Civilgeſetzbuchs und der Ar⸗ 
tikel 984. der Civilprozeßordnung find abgeändert, ſoweit dieſes Geſetz ent—⸗ 
gegenſtehende Beſtimmungen enthaͤlt. 


Dritter Titel. 


Beſtimmungen, betreffend den gerichtlichen Verkauf von 
Immobilien. 


1. Abſchnitt. Von dem Verkauf von Immobilien Minderjähriger 
oder denſelben gleichgeſtellter Perſonen oder Vermoͤgensmaſſen. 


2 Artikel 31. 


Der freiwillige Verkauf von Immobilien, welche 

1) das Eigenthum eines Minderjährigen oder eines Interdizirten find, 
oder 

2) in einer Fallimentsmaſſe ſich vorfinden, oder 

3) zu einem vakanten Nachlaß, zu dem Vermoͤgen eines Schuldners, wel⸗ 
cher gerichtlich feine Güter abgetreten hat, oder zu einer unter Kuratel 
geſtellten Vermoͤgensmaſſe gehoͤren, oder . 

4) aus einer unter der Rechtswohlthat des Inventars angetretenen Erb⸗ 
ſchaft mit Bewahrung jener Rechtswohlthat veraͤußert werden ſollen, 
oder > 

5) als zum Dotalgut gehörig in den Fällen des Artikels 1568, des Civil: 
geſetzbuchs zur Beraußerung gebracht werden, N 


kann nur auf Verfuͤgung des Gerichts in oͤffentlicher Verſteigerung vor einem 
durch das Gericht beauftragten Notar erfolgen. g 

Wenn die Immobilien ungetheiltes Miteigenthum einer der obigen Per⸗ 
ſonen oder Vermoͤgensmaſſen ſind, ſo kann der Verkauf nur in dem Verfahren 
des Erſten oder des Zweiten Titels dieſes Geſetzes bewirkt werden. 

Sind jedoch ſaͤmmtliche Miteigenthuͤmer der Immobilien Minderjaͤhrige 
oder Interdizirte, und haben dieſe Alle denſelben Vormund und kein entgegen⸗ 
geſetztes Intereſſe, ſo kommen die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes zur An⸗ 
wendung. 


Artikel 32. 


In dem unter Nr. 1. des vorigen Artikels erwahnten Falle muß der Ver⸗ 
(Fr. 4261.) Tat fügung 
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fuͤgung des Gerichts ein Gutachten des Familienraths vorhergehen und dem 
Gericht zur Beſtaͤtigung vorgelegt werden. Das Gutachten muß den Vorſchrif— 
ten des Artikels 457. des Civilgeſetzbuchs entſprechen und die Natur und die 
ungefaͤhren Schaͤtzungspreiſe der Immobilien angeben. 5 

In dem unter Nr. 2. des vorigen Artikels bezeichneten Falle muß eine 
durch den Kommiſſar des Falliments dem definitiven Syndik ertheilte ſchriftliche 
Autoriſation vorhergehen. 


Artikel 33. 


Die Verfuͤgung, durch welche der Verkauf verordnet wird, erfolgt durch 
Beſchluß der Rathskammer des zuſtaͤndigen Landgerichts auf Bittſchrift, nach 
ſchriftlichem Antrag der Staatsanwaltſchaft und auf den Vortrag eines von 
dem Vorſitzenden ernannten Berichterſtatters. 

In dem Beſchluſſe ſind die Immobilien nebſt den Schaͤtzungspreiſen, zu 
welchen dieſelben bei der Verſteigerung ausgeſetzt werden ſollen, und die Bedin⸗ 
gungen des Verkaufs anzugeben. 

Die Schaͤtzung kann von dem Gericht nach dem Kataſter, nach Eigen⸗ 
thumsurkunden, Pachtvertraͤgen, oder ſonſtigen glaubhaften Dokumenten, fowie 
nach der in dem Gutachten des Familienraths enthaltenen Angabe feſtgeſetzt 
werden. Soweit dazu genuͤgende Grundlagen nicht vorhanden ſind, iſt die 
vorherige Erſtattung eines Gutachtens von Sachverſtaͤndigen zu verordnen. 


Artikel 34. 


Wird die Erſtattung eines Gutachtens uͤber den Schaͤtzungspreis verord⸗ 
net, fo. hat das Gericht einen oder drei Sachverſtaͤndige zu beauftragen. 

Die Vereidung derſelben geſchieht durch den Friedensrichter, in deſſen Be⸗ 
zirk die Immobilien liegen, oder wenn ſie in verſchiedenen Bezirken gelegen ſind, 
durch einen in dem Beſchluß beauftragten oder erſuchten Richter. Das Gut: 
achten muß die Gruͤnde, auf welchen es beruht, und die Grundlagen der 
Schätzung ſummariſch angeben. Eine ins Einzelne gehende Beſchreibung der 
Immobilien iſt' nur aufzunehmen, inſoweit dieſelbe zum Zweck der Begruͤndung 
nothwendig iſt. f 

Das Gutachten wird bei dem Gerichte, bei welchem die Vereidung er⸗ 
folgt iſt, hinterlegt. 


Artikel 35. 


In dem Beſchluſſe, durch welchen der Verkauf verfügt wird, iſt ein Notar 
mit der Verſteigerung zu beauftragen. 5 

f Wenn die Immobilien ſaͤmmtlich oder zum Theil in anderen Landge⸗ 
richtsbezirken gelegen ſind, ſo kann ein Notar in jedem dieſer Bezirke mit dem 
Verkauf ſaͤmmtlicher oder einzelner Immobilien beauftragt oder der Landge⸗ 
Be} 5 richts⸗ 
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e eines jeden Bezirks um die Ertheilung des Auftrags erſucht 
werden. a 


Artikel 36. 


Nachdem die Verfuͤgung des Gerichts, durch welche der Verkauf ver⸗ 
ordnet iſt, nebſt dem Gutachten der Sachverſtaͤndigen, im Falle ein ſolches er- 
ſtattet worden, und das Heft der Verkauf bedingungen dem Notar übergeben 
ſind, hat derſelbe Ort, Tag und Stunde der Verſteigerung zu beſtimmen. 

Die oben bezeichneten Schriftſtuͤcke bleiben bei dem Notar hinterlegt, und 
koͤnnen bis zur Verſteigerung von Jedem eingeſehen werden. 5 

Das Heft der Verkaufbedingungen muß enthalten: 

1) die Erwaͤhnung der Verfuͤgung des Gerichts, auf deren Grund die 
Verſteigerung erfolgt, | 

2) die Erwähnung der Eigenthumstitel, 

3) die Bezeichnung der zu verkaufenden Immobilien mit Angabe der Natur, 
des ungefaͤhren Flaͤcheninhalts und der Lage derſelben nach Kreis und 
Gemeinde, ſowie nach den Nummern in dem Grundſteuerkataſter. Wenn 
das Grundſtuͤck in einem Hauſe beſteht, ſo iſt auch die Straße, in wel⸗ 
cher es liegt, und die Nummer, mit welcher es bezeichnet iſt, anzugeben. 
Bei einzelnen laͤndlichen Grundſtuͤcken muͤſſen wenigſtens zwei Graͤnz⸗ 
nachbaren angegeben werden; 

4) die Schaͤtzungspreiſe, und 

5) die Bedingungen des Verkaufs. 


Artikel 37. 


Die Verſteigerung muß durch öffentliche Ankuͤndigungen bekannt gemacht 
werden, in welchen: ö 
1) die Verfuͤgung des Gerichts, auf deren Grund die Verſteigerung erfolgt, 
2) Namen, Gewerbe und Wohnort der Perſonen, zu deren Vermoͤgen die 
Immobilien gehoͤren, ſowie deren Vormuͤnder, Kuratoren oder Ver⸗ 
treter, 
3) die Bezeichnung der zur Verſteigerung geſtellten Immobilien, nach In⸗ 
halt des Hefts der Verkaufbedingungen, und deren Schaͤtzungspreiſe, 
4) Ort, Tag und Stunde der Verſteigerung, ſowie Name und Wohnung 
des mit derſelben beauftragten Notars 


angegeben ſind. 
Artikel 38. 
Die Ankuͤndigungen ſind durch Anheftungen | 
4) an der Hauptthuͤr des Gebaͤudes, welches verſteigert werden ſoll, 


(Ir. 4261.) 2) an 
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2) an der aͤußern Thuͤr des Gemeindehauſes der Gemeinde, in welcher die 
Immobilien liegen, 
3) an der aͤußern Thuͤr des Landgerichts, in deſſen Bezirk die Immobilien 


liegen 
4) an der Hausthuͤr der Wohnung des Notars, und an der Hausthuͤr 
des Gebaͤudes, in welchem die Verſteigerung ſtattfinden ſoll, 


und zwar an jeder dieſer Stellen zu zwei verſchiedenen Malen zu bewirken. 
Die erſte Anheftung muß mindeſtens zwei Monate, die zweite mindeſtens vier— 
zehn Tage der Verſteigerung vorhergehen. Zwiſchen den beiden Anheftungen 
muß ein Zeitraum von mindeſtens vierzehn Tagen frei bleiben. 

Die Anheftungen geſchehen durch einen Gerichtsvollzieher; derſelbe hat 
zugleich auf einem Exemplar der Ankuͤndigung zu beurkunden, daß er die An⸗ 
heftungen an den im Geſetze bezeichneten Orten bewirkt habe. Dieſe Nach⸗ 
weiſe ſind durch den Notar dem Heft der Verkaufbedingungen beizufuͤgen. 


Artikel 39. 


Die Ankuͤndigungen muͤſſen außerdem durch zweimalige Einruͤckungen in 
den oͤffentlichen Anzeiger des Regierungsbezirks, in welchem die Grundſtuͤcke 
liegen, bekannt gemacht werden; zwiſchen beiden Einruͤckungen ſowohl als zwi⸗ 
ſchen der letzten Einruͤckung und dem Tage der Verſteigerung muß ein Zeit⸗ 
raum von wenigſtens vierzehn Tagen frei bleiben. 

Das Gericht kann auf das Gutachten des Familienraths und ſelbſt ohne 
ein ſolches im geeigneten Falle die Ermaͤchtigung ertheilen, daß die Einruͤckun⸗ 
gen in dem Kreis⸗Intelligenzblatt oder in einer beſtimmten, in dem Regierungs⸗ 
bezirk erſcheinenden Zeitung ſtatt in dem oͤffentlichen Anzeiger erfolgen. 

Die Nachweiſe der Einruͤckungen werden durch Exemplare des Anzeigers 
oder der Zeitung erbracht und ſind durch den Notar dem Heft der Verkauf⸗ 
bedingungen beizufuͤgen. 


Artikel 40. 


Ueberſteigt der Schaͤtzungspreis im Ganzen nicht die Summe von fuͤnf⸗ 
hundert Thalern, ſo iſt nur eine einmalige Anheftung an den im Artikel 38. 
unter den Nummern 1. 2. und 4. bezeichneten Orten und nur Eine Einruͤckung 
in dem öffentlichen Anzeiger oder in dem nach Vorſchrift des Artikels 39, be⸗ 
ſtimmten Öffentlichen Blatte erforderlich. Die Anheftung und die Einruͤckung 
muͤſſen hoͤchſtens ſechs Wochen und wenigſtens vierzehn Tage der Verſteigerung 
vorhergehen. 


Artikel 41. 


Zu der Verſteigerung iſt der Nebenvormund des Minderjaͤhrigen oder 
des Interdizirten beſonders zu berufen. Zu dieſem Zwecke muß demſelben we⸗ 
nigſtens vierzehn Tage vorher eine Ankuͤndigung nach Inhalt des Artikels 37. mit 

| der 


- 


der Erklärung” zugeftellt werden, daß auch im Falle ſeiner Abweſenheit der Zu⸗ 
ſchlag erfolgen werde. 


Artikel 42. 


Die Verſteigerung muß oͤffentlich an dem in der Ankuͤndigung bezeichne⸗ 
ten Orte und Tage abgehalten werden; ſie darf nicht vor der bezeichneten 
Stunde beginnen. 

Unmittelbar vor der Ausbietung ſind die Verkaufbedingungen vorzuleſen 
und dabei der ungefähre Betrag der Koſten oder das Aufgeld bekannt zu machen, 
welche der Anſteigerer zu zahlen hat. 


Artikel 43. 


Der Zuſchlag erfolgt, ſobald bei einem Gebot drei nach einander ange⸗ 
zuͤndete Kerzen, deren jede wenigſtens eine Minute brennt, erloſchen ſind, ohne 
daß ein hoͤheres Gebot erfolgt iſt. 


Artikel 44. 


Unbekannte, Nichtangeſeſſene oder offenkundig Zahlungsunfaͤhige muͤſſen, 
um zum Mitbieten zugelaſſen zu werden, einen als Selbſtſchuldner haftenden 
zahlungsfaͤhigen Buͤrgen, oder in ſonſtiger Weiſe hinlaͤngliche Sicherheit be⸗ 
ſtellen, oder als Bevollmaͤchtigte einer zahlungsfaͤhigen Perſon ſich ausweiſen. 


Artikel 45. 


Jeder Bieter bleibt an fein Gebot gebunden, fo lange kein Mehrgebot 
erfolgt. Erfolgt ein Mehrgebot, ſo wird der vorige Bieter frei, wenn nicht 
das Mehrgebot unmittelbar zuruͤckgewieſen wird. 


Artikel 46. - 


Im Falle der Anſteigerer zu unterfchreiben weigert, oder dazu außer 
Stande iſt, oder wenn derſelbe ſich vorher entfernt hat, genuͤgt die Beurkun⸗ 
dung des Zuſchlags im Protokoll. In dem letztern iſt der Grund, weshalb 
der Anſteigerer nicht unterſchrieben hat, anzugeben. 


Artikel 47. 


Wer fuͤr einen Andern anſteigert, muß die ihm dazu ertheilte Vollmacht 
vorlegen; dieſelbe iſt dem Verſteigerungsprotokoll beizufuͤgen. 


Artikel 48. 


Wer fuͤr ſich ſelbſt als Meiſtbietender den Zuſchlag erhalten hat, iſt be⸗ 
(Nr. 4261.) fugt, 
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fugt, nachtraͤglich einen Dritten als diejenige Perſon zu benennen, fuͤr welche 
er angeſteigert hat, ſofern dies innerhalb der naͤchſtfolgenden drei Tage nach 
dem Tage des Zuſchlags, und unter Beifuͤgung der Vollmacht oder mit der 
Annahmeerklaͤrung des Dritten, zum Protokoll geſchieht. 

Das Protokoll hieruͤber wird in der Art aufgenommen, daß es als eine 
Fortſetzung des uͤber den Verſteigerungstermin abgehaltenen Protokolls ange⸗ 
ſehen wird. Der Dritte iſt alsdann als der unmittelbare Ankaͤufer zu betrachten, 
jedoch bleibt der Anſteigerer für die Erfüllung aller Bedingungen perſoͤnlich und 
mit dem Dritten ſolidariſch verhaftet. 


Artikel 49. 


Das Verſteigerungsprotokoll muß enthalten: 

1) = und Tag der Verſteigerung, ſowie die Stunde des Beginnes der⸗ 
ſelben; N 

2) Erwähnung der Verfügung des Gerichts, auf deren Grund die Ver⸗ 
ſteigerung erfolgt, und des Datums der verſchiedenen Bekanntmachungen 
der Verſteigerung; : 

3) Namen, Gewerbe und Wohnort der Perſonen, zu deren Vermögen 
die Immobilien gehoͤren, ſowie deren Vormuͤnder, Kuratoren oder Ver⸗ 
treter; 

4) den Inhalt des Hefts der Verkaufbedingungen (Art. 36.) und Erwaͤh⸗ 

nung, daß die letzteren bei dem Anfang der Verſteigerung vorgeleſen 
worden ſind; a : 3 

5) das Meiſtgebot, die Namen, das Gewerbe und den Wohnort des 
Meiſtbietenden, die Ertheilung des Zuſchlags und die Erwaͤhnung, daß 
a 1 die in Artikel 43. vorgeſchriebene Form beobachtet wor⸗ 
en iſt. 


Artikel 50. 


Wenn bei der Verſteigerung nicht mindeſtens der Schaͤtzungspreis geboten 
wird, ſo findet der Zuſchlag nicht Statt. 

Es kann auf Bittſchrift durch Beſchluß der Rathskammer verordnet 
werden, daß eine neue Verſteigerung ſofort oder nach Ablauf einer beſtimmten 
Friſt erfolge, und daß der Zuſchlag zu einem beſtimmten geringeren Schaͤtzungs⸗ 
preiſe, oder daß derſelbe zu jedem Preiſe ertheilt werde. 

In dem durch Artikel 31. Nr. 1. bezeichneten Falle kann das Gericht ein 
vorheriges Gutachten des Familienraths erfordern. 5 


Artikel 51. 


Bei der neuen Verſteigerung wird wie bei der erſten verfahren. 
Wenn dieſelbe jedoch innerhalb ſechs Monaten nach der erſten ale 6 
edar 
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bedarf es nur einer einmaligen Anheftung und Einruͤckung in das öffentliche 
Blatt, welche der Verſteigerung hoͤchſtens ſechs Wochen und wenigſtens vier- 
zehn Tage vorhergehen muͤſſen. 


Artikel 52. 


„Das Verſteigerungsprotokoll, gemäß welchem der Zuſchlag ertheilt iſt, 
vertritt die Stelle eines Adjudikationsurtheils und wird in der exekutoriſchen 
Form ausgefertigt. ä Ä 

Ein Uebergebot nach erfolgtem Zufchlage ift außer dem Falle des Arti- 
feld 2185, des Civilgeſetzbuchs nicht zulaͤſſig. 


Artikel 53. 


Eine Ausfertigung des Verſteigerungsprotokolls in exekutoriſcher Form 
darf dem Anſteigerer nur dann gegeben werden, wenn er dem Notar die 
Quittungen uͤber die von ihm zu zahlenden Koſten und die Beweiſe beigebracht 
hat, daß er denjenigen Verpflichtungen nachgekommen iſt, von deren vorheriger 
Erfuͤllung die Aushaͤndigung der exekutoriſchen Ausfertigung durch die Verkauf⸗ 
bedingungen abhaͤngig gemacht iſt. 

Die Quittungen und Beweiſe werden der Urſchrift des Verſteigerungs⸗ 
protokolls beigeheftet und mit demſelben ausgefertigt. 


Artikel 54. 


Wenn der Anſteigerer die in dem vorſtehenden Artikel bezeichneten Quit⸗ 
tungen und Beweiſe nach Ablauf einer Friſt von drei Wochen ſeit dem Tage 
der Verſteigerung dem Notar nicht eingereicht hat, ſo kann er dazu aufgefor⸗ 
dert, und es kann nach fruchtloſem Ablauf einer ferneren Friſt von drei Wochen 
ſeit dem Tage der Aufforderung zum Wiederverkauf der Immobilien geſchritten 
werden. Durch dieſe Beſtimmung iſt das Recht zur Aufloͤſungsklage und zu 
eh ſonſtigen geſetzlichen Zwangsmitteln gegen den Anſteigerer nicht aus⸗ 
geſchloſſen. 

i Nach Ablauf von zwei Jahren ſeit dem Tage der Verſteigerung findet 
der vorbezeichnete Wiederverkauf nicht mehr Statt, ſelbſt wenn das Verfahren 
vorher eingeleitet ſein ſollte. 


Artikel 55. 


Der Wiederverkauf erfolgt durch den zum Verkauf beauftragten Notar 
oder 0 denjenigen Notar, welchem die Urkunden deſſelben uͤberwieſen wor⸗ 
den ſind. f N 

Zu dieſem Zwecke iſt das Verlangen, daß der Wiederverkauf ſtattfinde, 
bei dem Notar zu Protokoll zu erklaͤren, und der Verhandlung die dem An⸗ 
ſteigerer zugeſtellte Aufforderung beizufuͤgen. Der Notar hat beim Schluſſe 
des Protokolls die Beſcheinigung einzuruͤcken, daß die im Artikel 53. bezeich⸗ 
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neten Quittungen und Beweiſe von dem Anſteigerer nicht eingereicht ſind, und 
er hat zugleich Ort, Tag und Stunde des Wiederverkaufs zu beſtimmen. 

Zwiſchen dem Tag der Verhandlung und dem Termin zum Wiederver⸗ 
kauf muß ein Zeitraum von hoͤchſtens drei Monaten und mindeſtens ſechs 
Wochen frei bleiben. 

Auf Erfordern wird Ausfertigung der ganzen Verhandlung ertheilt. 

Weigert der Notar die Beſcheinigung oder die Beſtimmung des Termins 
zum Wiederverkauf, oder iſt Einſpruch gegen die Ertheilung der Beſcheinigung 
erhoben, ſo entſcheidet der I des Landgerichts, welches den Verkauf 
verordnet hat, in dem durch Artikel 806. ff. der Civilprozeßordnung vorge⸗ 
ſchriebenen Verfahren. ö 


Artikel 56. 


Das Heft der Verkaufbedingungen des fruͤheren Verkaufs iſt auch fuͤr 
den Wiederverkauf maaßgebend. 


Artikel 57. 


Fuͤr die Ankuͤndigungen des Wiederverkaufs gelten die Vorſchriften des 
Artikels 37.; in denſelben muß außerdem die Erwähnung der Verſteigerung, 
auf welche der Wiederverkauf erfolgt, die Angabe der Preiſe, fuͤr welche die 
Immobilien ewe worden ſind, und die Bezeichnung des Anſteigerers 
nach Namen, Gewerbe und Wohnort enthalten ſein. 


Artikel 58. 


Die Ankuͤndigungen ſind in gleicher Weiſe wie beim Verkauf bekannt 
zu machen (Art. 38. bis 41, einſchließlich). Jedoch bedarf es nur einer ein⸗ 
die een Anheftung und nur einer einmaligen Einruͤckung. Die Anheftung und 
die Einrückung müſſen dem Termin hoͤchſtens ſechs Wochen und mindeſtens 
vierzehn Tage vorhergehen. ER a 


Zu dem Termin des Wiederverkaufs ift der frühere Anſteigerer beſonders 
zu berufen. Zu dieſem Zweck muß demſelben wenigſtens vierzehn Tage vor 
dem Termin in feinem wirklichen oder bei der Verſteigerung gewaͤhlten Wohnſitz 
eine Ankündigung nach Vorſchrift des Artikels 54. mit der Erklaͤrung zugeſtellt 
Glan daß auch im Falle ſeiner Abweſenheit der Wiederverkauf auf ſeine 
Gefahr und Koſten erfolgen werde. g a 

Wenn die Verkaͤufer nicht in dem Bezirk des Landgerichts, welches den 
Verkauf verordnet hat, wohnhaft ſind, und in der hier vorgeſchriebenen Zu⸗ 
ſtellung einen? h ohnſitz in dieſem Bezirk zu waͤhlen unterlaſſen, ſo können den⸗ 
ſelben von dem früheren Anſteigerer alle guf das Verfahren des We 
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kaufs bezuͤglichen Zustellungen auf dem Sekretariat des Landgerichts, welches 
den Verkauf verordnet hat, gemacht werden. 


Artikel 60. 


In Betreff der Verſteigerung beim Wiederverkauf kommen die vorſtehen⸗ 
den Artikel 42. ff. zur Anwendung. 5 

Bei Eroͤffnung des Termins werden das frühere Verſteigerungsprotokoll, 
die in Artikel 55. erwaͤhnte Verhandlung nebſt den derſelben beigefuͤgten Schrift⸗ 
ſtuͤcken, ſowie die Nachweiſe über die in Artikel 57. und 58. vorgeſchriebene 
Anheftung, Einruͤckung und Zuſtellung, zur Einſicht offen gelegt. 

Hierauf und bevor zum Vorleſen der Verkaufbedingungen und zum Aus⸗ 
bieten geſchritten wird, muß der fruͤhere Anſteigerer perſoͤnlich oder durch einen 
Bevollmaͤchtigten alle Einreden gegen die Zulaſſigkeit des Wiederverkaufs und 
gegen die Regelmaͤßigkeit des bis dahin ſtattgehabten Verfahrens bei Verluſt 
derſelben zu Protokoll erklaͤren. Ungeachtet der Einreden wird der Wiederver⸗ 
kauf fortgeſetzt, ſofern nicht von dem anderen Theil in die vorläufige Aufhe⸗ 
bung des Verfahrens eingewilligt wird. Der Meiſtbietende muß, wenn er nicht 
in dem Bezirk des Landgerichts, welches den Notar beauftragt hat, wohnhaft 
iſt, ſogleich nach dem Zuſchlag einen Wohnort in dieſem Bezirke wählen. Un⸗ 
terlaͤßt er dies, ſo koͤnnen alle auf die Zulaͤſſigkeit oder Regelmaͤßigkeit des 
Wiederverkaufs bezuͤglichen Zuſtellungen ihm auf dem Sekretariat des gedachten 
Landgerichts gemacht werden. 


Artikel 61. 


Das Protokoll uͤber den Wiederverkauf muß außer dem im Artikel 49. 
vorgeſchriebenen Inhalt auch die Erwaͤhnung der Verſteigerung, auf welche der 
Wiederverkauf erfolgt, die Bezeichnung des fruͤheren Anſteigerers, das Datum 
der in Artikel 54. und 55. erwaͤhnten Aufforderung und Verhandlung, ſowie 
der Bekanntmachungen des Wiederverkaufs (Art. 58. und 39.) die gemäß 
Artikel 60. vorgebrachten Einreden, ſowie die hierauf erfolgten Erklaͤrungen und 
den von dem Anſteigerer gewählten Wohnort, enthalten: 


Artikel 62. 
Einreden gegen die Regelmaͤßigkeit des Verfahrens im Termin des Wie⸗ 


derverkaufs und beim Zuſchlag muß der frühere Anſteigerer bei Verluſt derſel⸗ 
ben binnen vierzehn Tagen, vom Tag des Zuſchlags, erheben. 


Artikel 63. 


Hat der fruͤhere Anſteigerer nach Artikel 60. Einreden im Termin zu Pro⸗ 
tokoll erklärt oder will er gemäß Artikel 62, Einreden erheben, jo muß er die 
Perſonen, fuͤr welche der Wiederverkauf ſtattgefunden hat, ſowie den Meiſt⸗ 
bietenden, welchem dabei der Zuſchlag ertheilt iſt, bei Verluſt der Eihreben 
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binnen vierzehn Tagen, vom Tage des Zuſchlags, vor das Landgericht, wel⸗ 
ches den Verkauf verordnet hat, vorladen laſſen, um uͤber die Einreden erken⸗ 
nen zu hoͤren. 

In der Vorladung muͤſſen die Einreden angefuͤhrt oder wiederholt wer⸗ 
den; die Zuſtellung derſelben geſchieht in den wirklichen oder gewaͤhlten Wohn⸗ 
orten. 

Dem Notar iſt von der geſchehenen Vorladung Anzeige zu machen, und 
derſelbe iſt hierauf verpflichtet, die Verhandlungen uͤber den Verkauf und uͤber 
5 den in Urſchrift fofort an das Sekretariat des Landgerichts ein⸗ 
zuſenden. 8 


Artikel 64. 


Das Verfahren uͤber die Einreden iſt ſummariſch. Es wird auf den Be⸗ 
richt eines Mitglieds des Gerichts und nach Anhoͤrung der Staatsanwaltſchaft 
entſchieden. Gegen das Urtheil iſt Einſpruch nicht zulaffig. Die Berufung muß 
innerhalb vierzehn Tagen nach der Zuſtellung an den Anwalt eingelegt werden. 
Dieſe Friſt wird nicht wegen Entfernung verlaͤngert. Die Zuſtellung der Be⸗ 
rufung kann im Wohnſitz des Anwalts geſchehen. Der Artikel 449. der Civil⸗ 
prozeßordnung findet keine Anwendung. 


Artikel 65. 


Wegen Verletzung oder Nichtbeobachtung einer der in den Artikeln 55. bis 
59. einſchließlich, ſowie in den Artikeln 42. und 43. enthaltenen Vorſchriften 
muß auf Anrufen (Art. 63.) des fruͤheren Anſteigerers das ganze Verfahren 
und der Zuſchlag beim Wiederverkauf vernichtet werden. 


Artikel 66. 


Die Beſtimmungen der Artikel 52. ff. greifen auch bei dem Wieder⸗ 
verkauf Platz. 

Das Verſteigerungsprotokoll hat auch dem fruͤheren Anſteigerer gegen⸗ 
uͤber die Wirkung eines Adjudikationsurtheils. Derſelbe wird betrachtet, als 
wenn er niemals Eigenthuͤmer geworden waͤre. Wird beim Wiederverkauf 
das Gebot, fuͤr welches dem fruͤheren Anſteigerer der Zuſchlag ertheilt worden, 
nicht erreicht, ſo iſt dieſer zur Ergaͤnzung deſſelben verpflichtet und zu deren 
Leiſtung dem Perſonalarreſt unterworfen, unbeſchadet jedes andern geſetzlichen 
Zwangsmittels. Auf einen etwaigen Mehrerloͤs hat derſelbe nur bis zu dem 
Betrage der von ihm auf das wiederverſteigerte Grundſtuͤck gemachten Verwen⸗ 
dungen Anſpruch. ö 


Artikel 67. 


Der Wiederverkauf hat nicht Statt, wenn der vfruͤhere Anſteigerer vor 
dem Zuſchlage die Zahlung der bei der fruͤheren Verſteigerung Br 
i oſten 
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Koſten und die Erfuͤllung der in Artikel 53. bezeichneten Verpflichtungen nach⸗ 
weiſt und ſaͤmmtliche durch das Verfahren des Wiederverkaufs verurſachte 
Koſten bezahlt. | 


Artikel 68. 


Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts treten an die Stelle der Beſtimmun⸗ 
gen der Orders vom 4. Juli 1834. und vom 21. Januar 1835., das Verfahren 
bei Verſteigerung von Muͤndelguͤtern betreffend, und der Order vom 29. Sep⸗ 
tember 1835., die Immobiliarverſteigerung im Theilungs-, Falliments- und 
Guͤterabtretungsverfahren und in Erbſchaftsfaͤllen betreffend, ſowie an die 
Stelle der in den Artikeln 904. 953. zweiter Abſatz bis 965. 987. 988. und 1001. 
der Civilprozeßordnung und der in den Artikeln 564. und 565. des Handelsge⸗ 
ſetzbuchs enthaltenen Beſtimmungen, ſoweit dieſelben das Verfahren beim Ver⸗ 
kauf von Immobilien betreffen. N d 

Bei dem Verfahren in den nach der Gemeinheitstheilungs-Ordnung zu 
behandelnden Theilungen und Abloͤſungen ſind fuͤr den Verkauf, welcher nach 
dem Geſetze vom 19. Mai 1851. (§§. 16. und 53.) ſtattfindet, und für die 
dabei zu machenden Bekanntmachungen anſtatt der Vorſchriften der Order 
vom 29. September 1835. die Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Geſetzes 
maaßgebend. 

Im Uebrigen bleiben die Vorſchriften des $. 54. des Geſetzes vom 
19. Mai 1851. in Kraft, und wird der ſonſtige Inhalt des letztern Geſetzes 
durch das gegenwaͤrtige Geſetz nicht beruͤhrt. 


II. Abſchnitt. Von dem Verkauf von Immobilien in Folge eines 
Uebergebots eines ee nach freiwilliger Ber: 
aͤußerung. i 


Artikel 69. 


Die Verſteigerung, welche im Falle des Artikels 2185. des Civilgeſetzbuchs 
nach einer freiwilligen gerichtlichen oder außergerichtlichen Veraͤußerung von 
Immobilien, auf Antrag eines uͤberbietenden Hypothekenglaͤubigers ſtattfindet, 
wird nach den Beſtimmungen der folgenden Artikel bewirkt. i 


Artikel 70. 


Der Antrag auf Verſteigerung muß außer der Beobachtung der Vor⸗ 
ſchriften, welche in dem Artikel 2185. des Civilgeſetzbuchs und in dem erſten Ab⸗ 
ſatze des Artikels 832. der Civilprozeßordnung enthalten ſind, die Bezeichnung 
des Buͤrgen und eine Vorladung des Veraͤußerers und des Erwerbers an das 
Landgericht auf drei Tage enthalten, um die Buͤrgſchaft fuͤr genuͤgend erklaͤren 

und die Verſteigerung verordnen zu hoͤren. A 

Die Zuftellung geſchieht dem Erwerber in dem Domizil des von ihm be⸗ 
ſtellten Anwalts. 
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Zugleich muß Abſchrift des Aktes, durch welchen die bezeichnete Perſon 
die Buͤrgſchaft uͤbernommen hat, ſowie des Protokolls, gemaͤß welchem die 
Nachweiſe uͤber die Zahlungsfaͤhigkeit des Buͤrgen auf dem Sekretariat des 
Landgerichts hinterlegt ſind, mitgetheilt werden. 

Alles unter dem Nachtheil der Nichtigkeit des Uebergebots. 


Artikel 71. 


In dem auf die Ladung folgenden ſummariſchen Verfahren muͤſſen alle 
Einreden gegen die Zulaͤſſigkeik des Antrags auf Verſteigerung bei Verluſt der⸗ 
ſelben vorgebracht werden. Wird die Buͤrgſchaft als ungenuͤgend oder eine 
Einrede gegen die Zulaͤſſigkeit oder Guͤltigkeit des Antrags als begruͤndet be⸗ 
funden, ſo wird das Uebergebot fuͤr nichtig erklaͤrt. 

Wenn die Buͤrgſchaft als genuͤgend angenommen und die etwaigen Ein⸗ 
reden verworfen werden, ſo wird die Verſteigerung verordnet und der Friedens⸗ 
richter des Bezirks, in welchem die Immobilien liegen, oder wenn ſie in ver⸗ 
ſchiedenen Bezirken gelegen ſind, der Friedensrichter eines dieſer Bezirke beauf⸗ 
tragt, die Verſteigerung als Kommiſſar des Landgerichts vorzunehmen. 


Artikel 72. 


Gegen das Urtheil iſt Einſpruch nicht zulaͤſſtg. Die Berufung muß inner⸗ 
halb vierzehn Tagen nach der Zuſtellung an den Anwalt eingelegt werden. Dieſe 
Friſt wird nicht wegen Entfernung verlaͤngert. Die Zuſtellung der Berufung 
kann im Wohnſitz des Anwalts geſchehen. Der Artikel 449. der Civilprozeß⸗ 
ordnung findet keine Anwendung. 


Artikel 73. 


Der Glaͤubiger, welcher die Verſteigerung beantragt hat, oder der neue 
Erwerber uͤberreicht perſoͤnlich oder durch einen Bevollmaͤchtigten dem Friedens⸗ 
richter: 5 Ir 

1) eine exekutoriſche Ausfertigung des Urtheils, durch welches die Verſtei⸗ 
gerung verordnet iſt, nebſt der Zuſtellung deſſelben an die Anwalte, 

2) die Urſchrift oder beglaubigte Abſchrift der jenem Urtheil zu Grunde 
liegenden Veraͤußerungsurkunde, oder falls eine ſolche ſich nicht im Beſitz 
des Betreibenden befindet, die von dem Hypothekenbewahrer beglaubigte 
Abſchrift der Eintragung dieſer Urkunde in den Transſkriptionsregiſtern, 

3) die Urſchrift oder beglaubigte Abſchrift der nach Artikel 2183. des Civil⸗ 
geſetzbuchs zugeftellten Erklarung des Erwerbers und der nach Artikel 2185. 
des Civilgeſetzbuchs abgegebenen Erklärung. uͤber das Mehrgebot, wel⸗ 
ches als Angebot dient, 92 | | 

4) eine nach Vorſchrift des H. 4. der Subhaſtationsordnung angefertigte 
Bezeichnung der zu verſteigernden Gegenſtaͤnde, ö 

5) einen 
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5) einen beglaubigten Auszug aus der Steuerrolle, 

6) einen beglaubigten Auszug aus dem Hypothekenbuche uͤber die auf die 
Immobilien rechtzeitig eingetragenen Hypotheken, ſoweit dieſelben nicht 
gegen den neuen Erwerber nach deſſen Erwerbung entſtanden ſind. 


Der Friedensrichter nimmt hieruͤber unter Anfuͤhrung der Stunde, des 
Tages, Monates und Jahres eine Verhandlung auf, in welcher zugleich der 
Betreibende, wenn er nicht in dem Bezirk des Friedensgerichts wohnt, einen 
von ihm in dieſem Bezirke erwaͤhlten Wohnſitz anzugeben hat, und entwirft 
ſodann das Verſteigerungspatent und verordnet deſſen Bekanntmachung. 


Artikel 74. 


Das Verſteigerungspatent muß enthalten: 


1) das Datum und die Natur der Veraͤußerungsurkunde, auf welche das 
Uebergebot gefolgt iſt, und den Namen des Notars, wenn dieſelbe vor 
einem Notar errichtet iſt, ferner die Erwähnung des Urtheils, durch wel⸗ 
ches die Verſteigerung verordnet iſt; 

2) Namen, Gewerbe und Wohnort des Betreibenden, des in der Veraͤuße⸗ 
rungsurkunde genannten Veräußerers, des Erwerbers und des Glaͤubi⸗ 

5 gers, welcher das Uebergebot gemacht hat; 

3) die Bezeichnung der zu verſteigernden Immobilien nach Vorſchrift des 
H. 4. der Subhaſtationsordnung, mit Angabe der Grundſteuer, des 
Preiſes, welcher in der Veraͤußerungsurkunde beſtimmt oder in der Er⸗ 
klaͤrung des Erwerbers angegeben iſt, und des Uebergebots; i 

4 die Anzeige, daß der vollſtaͤndige Auszug aus der Steuerrolle, ſowie die 
Veraͤußerungsurkunde, die Erklaͤrung des Erwerbers und die Erklaͤrung 
des Uebergebots auf der Gerichtsſchreiberei des Friedensgerichts einzu⸗ 
ſehen ſind; 

5) die Beſtimmung des Tages und des Ortes, an welchen die Verſteige⸗ 

rung und der Zuſchlag an den Meiſtbietenden erfolgen ſollen. 


Artikel 75. 


In Betreff des Termins der Verſteigerung, der Bekanntmachung des 
Patents und der Zuſtellung deſſelben an die eingetragenen Glaͤubiger muͤſſen 
die $$. 13. bis 16. einſchließlich der Subhaſtationsordnung beobachtet werden. 

Das Patent muß außerdem in der durch H. 16. der Subhaſtationsord⸗ 
nung vorgeſchriebenen Friſt und Form den in Nr. 2. des vorhergehenden Ar⸗ 
tikels bezeichneten Perſonen in ihren wirklichen oder gewählten. Wohnorten zu⸗ 
geſtellt werden, ſoweit nicht eine von ihnen ſelbſt das Verfahren betreibt. Die 
Nachweiſe über. die Anheftungen und Einruͤckungen werden auf die in Artikel 38. 
und 39. beſtimmte Weiſe erbracht. a oh 
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Artikel 76. 


Die Verſteigerung muß öffentlich und an ordentlicher Gerichtsſtelle ge⸗ 
ſchehen. Bei Eroͤffnung des Termins muͤſſen die im Artikel 73. gedachte Ver⸗ 
handlung, die bei derſelben uͤberreichten Schriftſtuͤcke, und die Nachweiſe uͤber 
die durch Artikel 75. vorgeſchriebenen Anheftungen, Einruͤckungen und Zuſtellun⸗ 
gen zur Einſicht der Intereſſenten vorgelegt werden. 

Der Betreibende muß perſoͤnlich oder durch einen Bevollmaͤchtigten auf 
die Verſteigerung antragen. Geſchieht dies nicht, und liegen die obenerwaͤhnten 
Schriftſtuͤcke und Nachweiſe vor, fo kann jeder gegen den Veraͤußerer oder feine 
Vorbeſitzer rechtzeitig eingetragene Gläubiger, ſowie der in der Veräußerungs⸗ 
urkunde bezeichnete Erwerber perſoͤnlich oder durch einen Bevollmaͤchtigten als 
Betreibender eintreten und die Fortſetzung der Verſteigerung in Antrag bringen. 


Artikel 77. 


Alle Einreden gegen die Gültigkeit des Verfahrens, welches nach dem 
die Verſteigerung verordnenden Urtheil bis zu dem Verſteigerungstermin ſtatt⸗ 
gehabt hat, muͤſſen hierauf bei Verluſt derſelben zu Protokoll gegeben werden. 
Dem Betreibenden ſteht es alsdann frei, der angebrachten Einreden ungeachtet 
auf Fortſetzung der Verſteigerung zu beſtehen oder in die vorlaͤufige Aufhebung 
des Verfahrens zu willigen. Geſchieht das Letztere, ſo iſt jede der in dem 
vorhergehenden Artikel bezeichneten Perſonen befugt, als Betreibender einzutre⸗ 
ten und die Fortſetzung der Verſteigerung zu verlangen. 


Artikel 78. 


Wenn bei Eroͤffnung des Termins keine Einreden vorgebracht ſind, oder 
wenn derſelben ungeachtet auf Fortſetzung des Verfahrens beſtanden wird, ſo 
wird zur Vorleſung der Veraͤußerungsurkunde, des Akts uͤber die nach Ar⸗ 
tikel 2183. des Civilgeſetzbuchs geſchehene Erklärung des Erwerbers, ſowie des 
Akts, durch welchen das Uebergebot geſchehen iſt, und demnaͤchſt zur Verſtei⸗ 
gerung in der Art geſchritten, daß der Preis der Veräußerung und das Ueber⸗ 
gebot e als erſtes Gebot gelten. Dabei iſt zugleich der ungefaͤhre 
Koſtenbetrag, welcher dem Meiſtbietenden zur Laſt fallt, anzugeben, 


Artikel 79. 


Bei der Verſteigerung kommen die $$. 22. 23. und 25. der Subhaſta⸗ 
tionsordnung, ſowie die Artikel 43. bis 48. dieſes Geſetzes, zur Anwendung. 

Der Glaͤubiger, welcher das Uebergebot gemacht hat, erhaͤlt den Zu⸗ 

ſchlag, wenn in dem Termine kein höheres Gebot erfolgt. Dies gilt auch 
dann, wenn ein Anderer, als der uͤberbietende Glaͤubiger, der Betreibende iſt. 

Ein ferneres Uebergebot nach ertheiltem Zuſchlag iſt nicht zulaͤſſig. 
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Artikel 80. 


Das von dem Friedensrichter uͤber die Verſteigerung aufzunehmende Pro⸗ 
tokoll muß enthalten: 1 | 

4) die Namen, Gewerbe und Wohnorte der im Artikel 74. Nr. 2, bezeich⸗ 
neten Perſonen, die Erwaͤhnung der Veraͤußerungsurkunde, des Urtheils, 
durch welches die Verſteigerung verordnet worden iſt, und der Zuſtellung 
deſſelben an die Anwalte, das Datum des Verſteigerungspatents und 
der verſchiedenen Bekanntmachungen und Zuſtellungen deſſelben und Er⸗ 
waͤhnung, daß die in Artikel 73. gedachte Verhandlung nebſt den bei der⸗ 
ſelben uͤberreichten Schriftſtuͤcken und die Nachweiſe uͤber die vorgeſchrie⸗ 
benen Bekanntmachungen und Zuſtellungen bei Eroͤffnung des Termins 
zur Einſicht der Intereſſenten vorgelegt worden ſind; 

2 die gegen die Gültigkeit des bis zum Verſteigerungstermin ſtattgehabten 
Verfahrens vorgebrachten Einreden, ſowie die hierauf erfolgten Erklaͤ⸗ 
rungen und Antraͤge; 

3) die Kaufbedingungen nach Inhalt der Veraͤußerungsurkunde, ſoweit ſie 
nicht durch die Erklaͤrung des Erwerbers und des Akts, welcher das 
Uebergebot enthaͤlt, in Bezug auf die Zahlungstermine eine Aenderung 
erlitten haben, ſowie die Erwaͤhnung, daß dieſe Urkunden bei Anfang der 
Verſteigerung vorgeleſen worden ſind; . 

4) die Bezeichnung der Immobilien, den Preis, zu welchem ſie in Folge 
des Uebergebots ausgeboten worden ſind, das Meiſtgebot in der Ver⸗ 
ſteigerung, Namen, Gewerbe und Wohnort des Meiſtbietenden, Er⸗ 
theilung des Zuſchlags und Erwähnung, daß bei demſelben die in 
H. 95 der Subhaſtationsordnung vorgeſchriebene Form beobachtet 
worden; 1 55 

5) den vom Meiſtbietenden gewaͤhlten Wohnort und ſeine etwa ſogleich ge⸗ 
machte Erklaͤrung, daß er fuͤr einen Andern geboten hat. 


Artikel 81. 


Die Verletzung oder Nichtbeobachtung der Vorſchriften der Artikel 73. bis 
76. einſchließlich dieſes Geſetzes und des $. 23. der Subhaſtationsordnung, zieht 
die Nichtigkeit des Verſteigerungspatents und des ganzen darauf gefolgten Ver⸗ 
fahrens nach ſich. N 
Artikel 82. 


Im Uebrigen greifen die $$. 27—29, einſchließlich, 31. und 33. bis 36. 
einſchließlich der Subhaſtationsordnung Platz. Die im H. 29. der Subhaſta⸗ 
tionsordnung erwaͤhnten Ladungen ſind bei Vermeidung der darin beſtimmten 
Nachtheile auch den in Artikel 74. Nr. 2. dieſes Geſetzes genannten Perſonen 
zuzuſtellen, ſoweit nicht die Ladung von ihnen ſelbſt ausgeht. Die in H. 34. 
der Subhaſtationsordnung beſtimmte Verpflichtung zur Raͤumung der verſtei⸗ 

Jahrgang 1855. (Nr. 4261.) 73 gerten 
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gerten Immobilien trifft ſowohl den in der Veraͤußerungsurkunde genannten 
Veraͤußerer, als auch den darin genannten Erwerber. 

Beim Wiederverkauf kommen die beſonderen Beſtimmungen des H. 37. 
der Subhaſtationsordnung und im Uebrigen die Vorſchriften des gegenwaͤr⸗ 
tigen Abſchnitts zur Anwendung. 


Artikel 83. 


In dem durch die obigen Artikel beſtimmten Verfahren iſt, abgeſehen von 
den Fällen der Artikel 76. und 77., jeder gegen den Veraͤußerer oder deſſen Vor⸗ 
beſitzer rechtzeitig eingetragene Glaͤubiger, ſowie der neue Erwerber, berechtigt, 
nachdem der Antrag auf Verſteigerung nebſt Vorladung unter Beobachtung 
der Vorſchriften des Artikels 70. ſtattgefunden hat, ſich an die Stelle des Be⸗ 
treibenden einſetzen zu laſſen, wenn der Betreibende der Kolluſion, des Be⸗ 
truges oder der Nachlaͤſſigkeit in Fortſetzung des Verfahrens ſich ſchuldig macht, 
unbeſchadet der ſonſtigen Schadensanſpruͤche im Falle der Kolluſion oder des 
Betruges. 

Nachlaͤſſigkeit ift insbeſondere vorhanden, wenn der Betreibende das die 
Verſteigerung verordnende Urtheil innerhalb eines Monats nach Zuſtellung der 
Ladung, oder das Patent zur Verſteigerung innerhalb eines Monats nach dem 
dieſelbe verordnenden Urtheile zu erwirken verſaͤumt, oder wenn er die nach Ar⸗ 
tikel 75. erforderlichen Zuſtellungen und Ladungen nicht in der vorgeſchriebenen 
Friſt oder die Anheftung und erſte Einruͤckung des Patents zur Verſteigerung 
nicht innerhalb eines Monats nach Erlaß des letztern bewirkt, oder wenn er 
im Termin der Verſteigerung die erforderlichen Urkunden und Nachweiſe nicht 
vorlegt, oder wenn er nach vorlaͤufiger Aufhebung der Verſteigerung im Termin 
oder nach rechtskraͤftiger Vernichtung des Verfahrens nicht innerhalb eines 
Monats ein neues Patent zur Verſteigerung auswirkt. 


Artikel 84. 


Die Einſetzung an die Stelle des Betreibenden wird außer den Faͤllen 
der Artikel 76. und 77. durch Intervention beim Landgericht mittelſt Bittſchrift 
beantragt, welche den Anwalten des Veraͤußerers, des Erwerbers und des 
Ueberbietenden, ſowie deſſen, der etwa bereits in die Stelle des Betreibenden 
eingeſetzt iſt, zugeſtellt wird. 

Das Verfahren iſt ſummariſch, die unterliegende Partei wird perſoͤnlich 
in die Koſten verurtheilt und es kommen die Beſtimmungen des Artikels 72. zur 
Anwendung. N 

Wird dem Antrag auf Einſetzung in die Stelle des Betreibenden ſtatt⸗ 
gegeben, fo iſt der Letztere gehalten, dem Eingeſetzten die Aktenſtuͤcke des bishe⸗ 
rigen Verfahrens gegen deſſen Quittung auszuhaͤndigen; die dafür nuͤtzlich ver⸗ 
wendeten Koſten werden ihm erſt nach der Verſteigerung zuruͤckerſtattet. Auch 
iſt der Eingeſetzte berechtigt, erforderlichen Falls eine Ausfertigung des die Ver⸗ 
ſteigerung verordnenden Urtheils zu entnehmen. 

Ar⸗ 
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Artikel 85. 


Die Verſteigerung hat nicht Statt, wenn der Erwerber vor dem Zuſchlag 
die ſaͤmmtlichen gegen den Veraͤußerer und deſſen Vorbeſitzer rechtzeitig einge⸗ 
tragenen Hypothekenforderungen an Kapital, Zinſen und Koſten, nebſt den von 
dem Friedensrichter zu beſtimmenden Koſten des Verfahrens, bezahlt, oder die 
zur vollſtaͤndigen Zahlung erforderlichen Beträge für die Gläubiger deponirt. 


Artikel 86. 


Die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts treten an die Stelle der Vorſchriften, 
welche in der Order vom 11. März 1837. und der zur Ausführung derſelben 
ergangenen Verfuͤgung, ſowie in dem Artikel 2187. des Civilgeſetzbuchs, im 
zweiten Satze des Artikels 832. und in den Artikeln 833. 836. 837. und 838. 
der Civilprozeßordnung enthalten find, 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 87. 


Wenn in dem Zeitpunkt, in welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, ein ge⸗ 
richtlicher Verkauf durch Urtheil oder Beſchluß bereits verordnet iſt, ſo iſt der⸗ 
ſelbe nach den bisher geltenden Vorſchriften zu bewirken. 


Artikel 88. 


Die Beſtimmung uͤber die Anſetzung und Erhebung der Gebuͤhren und 
Koſten, welche das Verfahren bei Theilungen und bei gerichtlichen Verkaͤufen 
von Immobilien veranlaßt, werden durch Königliche Verordnung getroffen. 

Vor Ablauf von drei Jahren wird dieſelbe den Kammern zur verfaſſungs⸗ 
maͤßigen Genehmigung vorgelegt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 18. April 1855. 


(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. wingh. Gr. v. Walderſee. Fur den Miniſter für die landwirth⸗ 
5 e 3b j 5 ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 
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(Nr. 4262.) Geſetz, die Abaͤnderung einiger Vorſchriften uͤber das gerichtliche Verfahren in 
dem Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln betreffend. Vom 
11. Mai 1855. 5 


| Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, fuͤr den Bezirk des Appellations⸗ 
gerichtshofes zu Coͤln, was folgt: 


Artikel 1. 


a Verfahren Bei der Klage gegen eine Perſon, welche im Bezirk des Appellations⸗ 
in Cibilſachen. gerichtshofes zu Coͤln keinen wirklichen Wohnſitz hat, ift ein vorheriger Suͤhne⸗ 
verſuch (Art. 48. der Civilprozeßordnung) nicht erforderlich. 


Artikel 2. 


An die Stelle des Artikels 73. der Civilprozeßordnung tritt folgende 
Beſtimmung: 
Wenn der Vorzuladende außerhalb des Preußiſchen Staates wohnt, 
ſo iſt die Erſcheinungsfriſt 
1) fuͤr denjenigen, welcher in einem zum Deutſchen Bunde gehoͤrigen 
Gebiete, oder in einem an die Rheinprovinz angraͤnzenden Staate, 
oder in England wohnt, zwei Monate; d 
2) für denjenigen, welcher in einem der übrigen Länder Europas 
wohnt, vier Monate; 
3) fuͤr denjenigen, welcher nicht in Europa wohnt, ſechs Monate. 


Daſſelbe gilt auch uͤberall da, wo in den Geſetzen bei Beſtimmung der 
Friſten auf den Artikel 73. der Civilprozeßordnung zuruͤckverwieſen iſt. 


Artikel 3. 


Die im $. 4. des Geſetzes vom 13. Oktober 1843., das Kaſſationsver⸗ 
fahren in Civilſachen betreffend, fuͤr die Zuſtellung und Niederlegung der Er⸗ 
wiederungsſchrift vorgeſchriebene Friſt wird in der Weiſe geaͤndert, daß dieſelbe 
drei Monate betraͤgt, wenn der Verklagte im Inlande oder in einem zum 
Deutſchen Bunde gehoͤrigen Gebiete, oder in einem an die Rheinprovinz an⸗ 
grenzenden Staate, oder in England wohnt. 

In den uͤbrigen Faͤllen richtet ſich die Friſt nach den in den Nummern 
2. und 3. des vorſtehenden Artikels enthaltenen Beſtimmungen. 
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Artikel 4. 


Der Artikel 1033. der Civilprozeßordnung wird dahin abgeaͤndert, daß 
bei Berechnung der wegen der Entfernung beftimmten zuſaͤtzlichen Friſt, ſtatt 
eines Tages fuͤr je drei Myriameter, ein Tag fuͤr je ſechs Preußiſche Meilen 
Entfernung anzufeßen iſt. 

Imgleichen iſt uͤberall da, wo in den Geſetzen wegen der Entfernung 
des Wohnſitzes einer Partei eine zuſaͤtzliche Friſt von einem Tage fuͤr je drei 
Myriameter vorgeſchrieben iſt, ſtatt deſſen ein Tag fuͤr je ſechs Preußiſche Mei⸗ 
len zu berechnen. 


Artikel 5. 


Im Falle in Civilſachen die Erſetzung eines von dem Gerichte zum Kom⸗ 
miſſar ernannten Richters oder eines von dem Gericht mit einer Zuſtellung oder 
einem ſonſtigen Geſchaͤft beauftragten Gerichtsvollziehers erforderlich iſt, kann 
dieſelbe auf Bittſchrift (Art. 76. des Koſtentarifs vom 16. Februar 1807.) 
durch Verfuͤgung des Vorſitzenden der Abtheilung des Gerichts, von welcher 
die Ernennung oder der Auftrag ausgegangen iſt, erfolgen. 

Die Verfuͤgung iſt dem Einſpruch und der Berufung nicht unterworfen. 
Dieſelbe bleibt bei den Urſchriften des Gerichts aufbewahrt. 

Im Fall der Erſetzung eines Kommiſſars muß die Verfuͤgung, bevor 
derſelben Folge gegeben werden kann, der Gegenpartei mittelſt Akts von An⸗ 
walt zu Anwalt (Art. 70. des Koſtentarifs vom 16. Februar 1807.), oder, 
wenn ein Anwalt nicht beſtellt iſt, mittelſt Zuſtellung in Perſon oder am Wohn⸗ 
ort abſchriftlich mitgetheilt werden. 


Artikel 6. 


Wenn bei einem Gericht eine Verhandlung in Civilſachen im Auftrag 
oder auf Erſuchen eines anderen Gerichts aufgenommen worden iſt (Art. 1035. 
der Civilprozeßordnung), fo muß die Urſchrift derſelben von der Gerichts⸗ 
ſchreiberei jenes Gerichts an die Gerichtsſchreiberei des Gerichts, von welchem 
der Auftrag oder das Erſuchen ausgegangen iſt, uͤberſendet werden, und bleibt 
bei der letzteren aufbewahrt, ohne daß es eines Hinterlegungsakts bedarf. 

Die Verſendung muß vermittelſt der Koͤniglichen Poſt oder in einer an⸗ 
deren, bei dem Auftrag oder dem Erſuchen zu beſtimmenden ſicheren Weiſe 
bewirkt werden. Dem Gerichtsſchreiber wird fuͤr die Koſten ein Exekutorium 
auf die betreibende Partei gegeben. 


Artikel 7. 


Wenn zu Erledigung eines Rechtsmittels in Civilſachen die Einſicht von 
Zeichnungen, Karten oder Darſtellungen, welche einem Gutachten von Sach⸗ 
(Nr. 4262.) ver⸗ 
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verſtaͤndigen, einer Ortsbeſichtigung oder einem Zeugenverhoͤr beigefuͤgt ſind, 
oder die Einſicht von gerichtlichen Verhandlungen, Protokollen oder Verthei⸗ 
lungsplaͤnen, welche in einem Subhaſtations⸗, Kollokations⸗ oder Diſtributions⸗ 
Verfahren gefertigt ſind, als erforderlich erſcheint, ſo kann der Vorſitzende der 
mit der Sache befaßten Abtheilung des höheren Gerichts auf Bittſchrift 
(Art. 76. des Koſtentarifs vom 16, Februar 1807.) verordnen, daß jene 
Schriftſtuͤcke in Urſchrift von der Gerichtsſchreiberei des Gerichts, bei welchem 
dieſelben beruhen, an die Gerichtsſchreiberei des befaßten Gerichts eingeſendet 
werden. Die letztere hat die Schriftſtuͤcke nach erledigter Sache an die erſtere 
zuruͤckzuſenden. 
In Betreff der Verſendung, ſowie der Koſten, gelten die Beſtimmungen 
des vorigen Artikels. N 


Artikel 8. 


Bei der Mobiliar- Erefution iſt außer den durch Artikel 592. der Civil⸗ 
prozeßordnung bezeichneten Gegenftänden auch ein zum Heizen oder Kochen be⸗ 
ſtimmter eiſerner Ofen von der Pfändung auszuſchließen. Die Pfaͤndung deſ⸗ 
ſelben hat fuͤr keinerlei Forderung Statt. - 


Artikel 9. 


2. Verfahren In Disziplinarſachen gegen Advokaten und Anwalte, Notarien, Gerichts⸗ 
Cache war ſchreiber und Gerichtsvollzieher iſt der Kaſſationsrekurs nicht zuläffig, wenn er 
nicht ſpaͤteſtens in einer Friſt von zehn Tagen nach Verkündung des Urtheils 
eingelegt wird. 
War der Beſchuldigte nicht erſchienen, ſo laͤuft die Friſt ſowohl fuͤr den 
Beſchuldigten, als fuͤr die Staatsanwaltſchaft, von dem Tage der an den Er⸗ 
ſteren geſchehenen Zuſtellung des Urtheils. 
Im Uebrigen kommen fuͤr die Einlegung des Rekurſes und fuͤr das fer⸗ 
nere Verfahren die Vorſchriften zur Anwendung, welche fuͤr den Rekurs gegen 
die in Strafſachen ergangenen kontradiktoriſchen Urtheile zweiter Inſtanz gelten. 


Artikel 10. 


3. Verfahren Wenn eine Perſon, welche im Inlande keinen bekannten Wohnſitz oder 
duale Aufenthaltsort hat, fie mag im Auslande wohnen oder nicht (Art. 69. Nr. 8. 
Sachen. und 9. der Civilprozeßordnung), als Beſchuldigter vor das Polizeigericht oder 

vor das Zuchtpolizeigericht geſtellt werden ſoll, ſo kommen fuͤr die Vorladung 


derſelben die folgenden Vorſchriften zur Anwendung: 

Die Staatsanwaltſchaft oder die Civilpartei hat bei dem Polizeirichter 
oder bei dem Vorſitzenden des Zuchtpolizeigerichts die Beſtimmung einer Sitzung 
zur Verhandlung der Sache nachzuſuchen. Die Vorladung zu dieſer Sitzung 
wird an dem Haupteingange des Sitzungsſaales des Gerichts, welches erkennen 
ſoll, angeheftet. Ein mit der Beurkundung des Gerichtsvollziehers uͤber die 

5 ge⸗ 


ze 


geſchehene Anheftung verſehenes gleichlautendes Exemplar iſt dem Oberproku⸗ 


rator bei dem Landgericht zu uͤbergeben. Derſelbe hat einen Auszug der Vor⸗ 
ladung in den oͤffentlichen Anzeiger des Amtsblatts wenigſtens zweimal ein⸗ 
ruͤcken zu laſſen; er kann außerdem die Einruͤckung nach ſeinem Ermeſſen auch 
noch in einem anderen Blatte bewirken. 
Der Auszug muß enthalten: 
a) die Bezeichnung desjenigen, auf deſſen Anſtehen die Vorladung erfolgt; 
b) Vor- und Zunamen, Wohnort, Stand oder Gewerbe des Beſchuldigten, 
ſoweit ſie bekannt ſind; f 
c) die Bezeichnung der ſtrafbaren Handlung, welche den Gegenſtand der 
Beſchuldigung bildet; 8 
d) die Angabe des Gerichts, vor welches geladen wird, und des beſtimm⸗ 
ten Sitzungstages. ü 
Zwiſchen der letzten Einruͤckung in den öffentlichen Anzeiger und dem 
Sitzungstage muß mindeſtens ein Monat frei bleiben. 


Artikel 11. 


Wenn an einen in der erſten Inſtanz zur Sitzung gehörig vorgeladenen 
Beſchuldigten, welcher im Inlande keinen bekannten Wohnſitz oder Aufenthalts- 
ort hat, irgend eine fernere Zuſtellung in erſter oder hoͤherer Inſtanz zu machen 
iſt, ſo geſchieht dieſelbe mittelſt Anheftung der zuzuſtellenden Schrift an dem 
Haupteingange des Sitzungsſaales des Gerichts, vor welches der Beſchuldigte 
in erſter Inſtanz vorgeladen worden iſt. a 

Die Zuſtellung wird fuͤr gehoͤrig geſchehen erachtet, wenn nach der An⸗ 
heftung vierzehn Tage verfloſſen ſind. 

Urtheile werden in einer Ausfertigung angeheftet, welche nur den verfuͤ⸗ 
genden Theil enthaͤlt. i 
5 Wird die Verhandlung zu einer beſtimmten anderen Sitzung vertagt, ſo 

iſt der Beſchluß, welcher die Vertagung verordnet, nur durch Verkuͤndung in 
der oͤffentlichen Sitzung bekannt zu machen. 


Artikel 12. 
Der Nachweis der in Artikel 10. vorgeſchriebenen Einruͤckungen iſt durch 


Exemplare der oͤffentlichen Blaͤtter zu erbringen. Geht die Ladung von einer 


Civilpartei aus, ſo hat dieſelbe die Koſten der Einruͤckung vorzulegen, und der 
Oberprokurator hat ihr den Nachweis der Einruͤckungen zu uͤbergeben. 

Die in den Artikeln 10. und 11. vorgeſchriebenen Anheftungen geſchehen 
durch Gerichtsvollzieher und werden don denſelben auf gleichlautenden Exem⸗ 
plaren beurkundet. Die Gebuͤhren ſind dieſelben, wie fuͤr Vorladungen oder 
Inſinuationen in Strafſachen. 


(Nr. 4262.) | Ar⸗ 


— 552 — 


Artikel 13. 


Die Beſtimmungen der Artikel 10. bis 12. einſchließlich gelten auch für 
das Verfahren in Strafſachen bei den Rheinzollgerichten, unbeſchadet der be⸗ 
ſonderen Vorſchriften, welche in der Verordnung vom 30. Juni 1834. wegen 
Einrichtung der Rheinzollgerichte und des gerichtlichen Verfahrens in den Rhein⸗ 
ſchiffahrts-Angelegenheiten enthalten find, 8 


Artikel 14. 


Durch die vorſtehenden Artikel 10. bis 13. iſt die Zulaͤſſigkeit der Vorla⸗ 
dungen oder Zuſtellungen an den Beſchuldigten in Perſon oder an ſeinem Wohn⸗ 
ſitze oder Aufenthaltsorte nicht ausgeſchloſſen. Die Vorladung ſolcher Perſo-⸗ 
nen, welche im Auslande wohnen oder ſich aufhalten, iſt auch alsdann gültig, 
wenn ſie durch die zuſtaͤndige auswaͤrtige Behoͤrde bewirkt wird. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 11. Mai 1855. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchbruckerei. 
. (Rudolph Decker.) 


